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A. Einleitung

Gegenstand dieser Untersuchung ist der Tatbestand der betriebsbedingten
Kündigung nach § 1 Abs. 2 Satz 1 KSchG.1 Der Umfang der Voraussetzungen
für eine betriebsbedingte Kündigung, insbesondere die Frage, ob die Notwen-
digkeit und Zweckmäßigkeit unternehmerischer Entscheidungen, die zu Kündi-
gungen führen, geprüft werden müssen, wird von einigen Stimmen in der Lite-
ratur als eines der umstrittensten Probleme des Arbeitsrechts bezeichnet.2 Dem-
entsprechend gibt es zu diesem Thema eine fast unüberschaubare Anzahl von
Veröffentlichungen. Allerdings wird der Versuch, zur Antwort durch eine bloß
vergleichende Zusammenschau der vorhandenen Rechtsprechung und Literatur
beizutragen, scheitern müssen. Überzeugungskraft kann eine Lösung nur haben,
wenn sie an Maßstäbe anknüpft, deren Geltung weitgehend anerkannt ist. Da es
sich bei der Frage nach dem Tatbestand der betriebsbedingten Kündigung ge-
mäß § 1 Abs. 2 Satz 1 KSchG um eine Frage der Auslegung dieser Vorschrift
handelt, bietet sich eine Besinnung auf die in der juristischen Methodenlehre
anerkannten Auslegungskriterien an. Es soll daher versucht werden, die Lösung
anhand einer konsequenten Analyse des Wortlauts, des Zusammenhangs, der
Entstehungsgeschichte und des Zwecks von § 1 Abs. 2 Satz 1 KSchG zu ent-
wickeln.

Die Erkenntnis, dass nur die anerkannten Grundsätze der Methodenlehre ein
Ergebnis zu legitimieren vermögen, hat zur Folge, dass das Dogma von der
Freiheit der Unternehmerentscheidung nicht unhinterfragt als Ausgangspunkt
der Überlegungen akzeptiert werden kann. Dieser Lehrsatz wird vielmehr nur
insoweit aufrechterhalten werden und damit Bedeutung für die Lösung haben
können, als es gelingt, ihn methodisch einwandfrei zu begründen.3

Der Versuch einer Bestimmung des Tatbestandes der betriebsbedingten Kün-
digung mit Hilfe der klassischen Auslegungsmethoden beinhaltet auch, die Ana-
lyse möglichst frei von eigenen politischen Überzeugungen zu halten. Politische
Überzeugungen – wenn sie nicht die des Gesetzgebers sind – sind kein Aus-

1 In dieser Arbeit bleibt demnach bei der Bestimmung des Tatbestandes der be-
triebsbedingten Kündigung die Sozialauswahl nach § 1 Abs. 3 KSchG außer Betracht.

2 Vgl. Bitter, DB 1999, 1214, 1219; Diekhoff, AuR 1957, 197.
3 So auch Preis, Ulrich, Prinzipien, S. 493, Schlussthese 7, der darauf hinweist,

dass der Gesichtspunkt der unternehmerischen Entscheidungsfreiheit keine selbstän-
dige Auslegungsmaxime im kodifizierten Kündigungsrecht sei.



legungskriterium.4 Im Gegenteil gehört es zum sauberen rechtswissenschaftli-
chen Arbeiten, die eigene politische Auffassung nicht in die Auslegung der Tat-
bestandsmerkmale hineinzutragen. In allen Wissenschaften gilt es, offen für je-
des Ergebnis zu sein. Eine von der eigenen politischen Ansicht möglichst unab-
hängige Auslegung ist in der Rechtswissenschaft auch im Hinblick auf den
Grundsatz der Gewaltenteilung wichtig. Die politischen Grundentscheidungen
trifft der Gesetzgeber. Dies würde vereitelt, wenn der Richter oder Rechtswis-
senschaftler die eigene politische Überzeugung – sei es offen oder versteckt –
der Auslegung des Gesetzes zu Grunde legte. Es ist Sache des Gesetzgebers,
nicht die des Richters oder Rechtsgelehrten, das Gesetz zu ändern.
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4 Ähnlich Kühling, AuR 2003, 92, 95, der darauf hinweist, dass sich wirtschafts-
politische Einwendungen an den Gesetzgeber richten müssen.



B. Bedingtheit der Kündigung
durch dringende betriebliche Erfordernisse

Nach § 1 Abs. 2 Satz 1 KSchG ist die betriebsbedingte Kündigung sozial
ungerechtfertigt, wenn sie nicht durch dringende betriebliche Erfordernisse, die
einer Weiterbeschäftigung des Arbeitnehmers im Betrieb entgegenstehen, be-
dingt ist. Es fragt sich, was die einzelnen Tatbestandsmerkmale bedeuten.

I. Bedingtsein der Kündigung
durch einen Kündigungsgrund

Nach § 1 Abs. 2 Satz 1 KSchG muss die Kündigung durch personen-, verhal-
tens- oder betriebsbedingte Gründe bedingt sein, um sozial gerechtfertigt sein
zu können. Es ist zu klären, welche Bedeutung das Merkmal „bedingt“ hat.

1. Einleitende Analyse des Wortlautes

Dass die Kündigung durch einen Kündigungsgrund bedingt sein muss, kann
auch so formuliert werden, dass der Kündigungsgrund die Kündigung bedingen
muss. Dass etwas ein anderes bedingt, kann bedeuten, dass jenes etwas dieses
andere verursacht, bewirkt oder zur Folge hat. Es kann aber auch bedeuten,
dass jenes etwas dieses andere erfordert; dabei meint erfordern „notwendig ma-
chen“ bzw. „erforderlich machen“.5

Die zweite Bedeutungsvariante – nach der ein Kündigungsgrund die Kündi-
gung bedingt, wenn er sie erforderlich macht – ist vorzuziehen. § 1 Abs. 2 Satz
1 KSchG ist als Definition der sozialen Rechtfertigung der Kündigung darauf
ausgelegt, diese zu legitimieren. Es ist daher anzunehmen, dass auch das Merk-
mal „bedingt“ zu dieser Legitimation beitragen soll. Dafür muss in ihm eine
wertende Aussage bezüglich des Verhältnisses von Kündigungsgrund und Kün-
digung enthalten sein. Eine Erforderlichkeitsbeziehung hat aber größeren legiti-
matorischen Gehalt als eine Kausalbeziehung, die der Rechtfertigung der Kün-
digung über das bloße Vorliegen des Kündigungsgrundes hinaus kaum etwas
hinzuzufügen vermag.

5 Vgl. Duden, Das große Wörterbuch der deutschen Sprache, unter den Stichwör-
tern „bedingen“, „erfordern“ und „notwendig“.


